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Wertpapiere, Aktien, Immobilien und so 
weiter einsetzen. 

Die Absicherung der zugesagten Pensi-
onsleistungen erfolgt zumeist mit einer 
Rückdeckungsversicherung, da sich mit 
einem Versicherungsvertrag auch Hin-
terbliebenen- und Invaliditätsrenten 
bedarfsgerecht abbilden lassen. Zur Si-
cherung der Pensionsansprüche in ei-
nem möglichen Insolvenzfall wurden 
beziehungsweise werden die Rückde-
ckungsversicherungen oder auch alter-
nativen Finanzierungsinstrumente an 
den Versorgungsberechtigten verpfän-
det. 

In der Alltagspraxis zeigt sich, dass viele 
dieser Verpfändungsvereinbarungen 

formale Fehler aufweisen oder unzurei-
chend ausgestaltet sind. 

In vielen Fällen wird übersehen, dass 
für eine rechtswirksame Verpfändung 
einer Rückdeckungsversicherung an 
den Versorgungsberechtigten nicht nur 
ein Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung (OLG Düsseldorf, Urteil I-6 
U 58/08 vom 23. April 2009), sondern 
auch eine Anzeige der Verpfändung bei 
dem beziehungsweise eine Bestätigung 
des Pfandrechts durch das betreffende 
Versicherungsunternehmen erforderlich 
sind. Ein Formfehler bei der Verpfän-
dung einer Rückdeckungsversicherung 

Mit der Ausfertigung der ersten 
Handelsbilanz auf der Grund-
lage des neu gefassten Han-
delsgesetzbuches werden in 
wenigen Monaten viele Pen-
sionszusagen aus ihrem Dorn-
röschenschlaf erwachen und 
nicht wenige Geschäftsführer 
mit Altlasten aus der Unterneh-
mensvergangenheit konfrontie-
ren. Pensionszusagen, die vor 
20 oder 30 Jahren steuermoti-
viert erteilt und in der Mehrheit 
der Fälle mit einer Kapitalversi-
cherung rückgedeckt wurden, 
gerieten in der geschäftlichen 
Alltagsroutine oftmals in Ver-
gessenheit. Ihnen sollte im Zuge 
der Bilanzvorbereitungsarbeiten 
jetzt ein besonderes Augenmerk 
gewidmet werden. (Red.)

Ein mangelhaftes Controlling und eine 
regelmäßig zu beobachtende unterlas-
sene Prüfung des Ausfinanzierungsgra-
des der Rückdeckung der zugesagten 
Versorgungsleistungen haben in vielen 
Unternehmen dazu geführt, dass die 
zugesagten Pensionsleistungen und die 
für die Erfüllung dieser Verpflichtungen 
zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel oftmals weit auseinanderfallen. 
Die vom Gesetzgeber aufgegebene For-
derung nach einer realitätsnahen Bewer-
tung der Versorgungsverpflichtungen 
führt in vielen Unternehmen zu einer 
deutlichen Erhöhung der Pensionsrück-
stellungen in der Handelsbilanz und 
kann bei einem Worst-Case-Szenario 
auch zu einer signifikanten Verschiebung 
wichtiger Bilanzkennzahlen führen.

In den nachfolgenden Ausführungen 
wird zunächst auf einige aktuelle recht-
liche Themen eingegangen, bevor die 
Thematik „Ausfinanzierung oder Ausla-
gerung?“ beleuchtet wird.

I. Aktuelle rechtliche Themen

Durch die Transparenz der betrieblichen 
Versorgungsverpflichtungen der Unter-
nehmen in der neuen Handelsbilanz 

sollten nicht nur die Finanzierbarkeit der 
zugesagten Pensionsleistungen, son-
dern auch die für die arbeits- bezie-
hungsweise steuerrechtliche Anerken-
nung erforderlichen Formalien und 
mögliche wirtschaftliche Unterneh-
mensrisiken einer zeitnahen Prüfung 
zugeführt werden. Hierzu zählen neben 
der eigentlichen Pensionszusage und 
der hierfür erforderlichen Beschlussfas-
sung der Gesellschafterversammlung 
auch eine qualifizierte Verpfändungsver-
einbarung und eine Einschätzung be-
ziehungsweise Bewertung der mögli-
chen wirtschaftlichen Folgen eines 
Leistungsfalls infolge Tod oder Invalidität 
des Versorgungsberechtigten.

Verpfändungsvereinbarungen 
prüfen – auch auf Formfehler

Bei der Einrichtung einer Pensionszusa-
ge können die zugesagten Versorgungs-
leistungen mit den unterschiedlichsten 
Finanzierungsinstrumenten rückgedeckt 
werden, das heißt für die Rückdeckung 
der Versorgungsverpflichtungen kann 
ein Unternehmen gleichermaßen einen 
Versicherungsvertrag, festverzinsliche 
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oder auch eines anderen Finanzierungs-
instruments an den Versorgungsberech-
tigten kann in einem möglichen Insol-
venzfall dazu führen, dass der Insolvenz-
verwalter das mangelhafte Pfandrecht 
widerruft und die vermeintlich verpfän-
dete Rückdeckungsversicherung der 
Konkursmasse des Unternehmens zu-
rechnet (OLG Düsseldorf, Urteil I-6 U 
58/08 vom 23. April 2009).

Auch wenn man nicht den Supergau 
einer möglichen Insolvenz projizieren 
will, so kann eine unzureichende Ver-
pfändungsvereinbarung dennoch weit-
reichende Nachteile für das Unterneh-
men auslösen. Das im Handelsgesetz für 
bilanzierungspflichtige Pensionszusagen 
vom Gesetzgeber aufgegebene Saldie-
rungsgebot von Versorgungsverpflichtun-
gen und Vermögensgegenständen zur 
Finanzierung der zugesagten Versor-
gungsleistungen (§ 246 Abs. 2 HGB) 
setzt voraus, dass die zu saldierenden 
Vermögenswerte dem Zugriff aller übri-
gen Gläubiger entzogen sind und aus-
schließlich der Erfüllung von Schulden 
aus Altersversorgungsverpflichtungen 
dienen. Wird somit durch den Wirt-
schaftsprüfer eine fehlende oder unzu-
reichende Verpfändung von zum Beispiel 
einer Rückdeckungsversicherung bean-
standet, kann dies zur Aufhebung der 
Saldierung von Versorgungsverpflichtun-
gen und den dafür eingesetzten Ver-
mögenswerten und nachfolgend zu  
signifikanten Verwerfungen in der Han-
dels  bilanz beziehungsweise bei den Bi-
lanzkennzahlen führen.

Invaliditätsrisiken auslagern

In der Alltagspraxis können regelmäßig 
Standard-Pensionszusagen, das heißt 
Versorgungsversprechen mit der Zusage 
von Altersrenten, Invalidenrenten in Hö-
he der Altersrente und Hinterbliebenen-
renten in Höhe von 60 Prozent der  
Altersrente, beobachtet werden. Die 
Zusage von Versorgungsleistungen für 
den Fall der Invalidität kann für kleine 
und mittelständische Unternehmen mit 
einer dünnen Kapitaldecke bei Eintritt 
des Versorgungsfalls zu finanziellen 
Prob lemen führen. Die Sicherheit einer 
ver sicherungsförmigen, kongruenten 
Rückdeckung der zugesagten Invalidi-
tätsleistungen kann in bestimmten Fall-
konstellationen zu einer nicht unerheb-
lichen finanziellen Belastung des Unter-
nehmens führen. Vor allem bei der 

Zusage von hohen Invaliditätsrenten in 
Verbindung mit einer garantierten Erhö-
hung des Altersrentenanspruchs wäh-
rend der Anwartschaftsphase und einer 
garantierten Anpassung der Invaliditäts-
rente im Leistungsfall, kann die Forde-
rung des Unternehmens gegen die 
Versicherungsgesellschaft bei Eintritt der 
Invalidität des Versorgungsberechtigten 
zu einem überschießenden Aktivwert in 
der Bilanz führen.

Den Barwert berücksichtigen

Bei Eintritt des Versorgungsfalls infolge 
Invalidität muss das Unternehmen sei-
ne Pensionsrückstellungen auf den 
Barwert der Versorgungsverpflichtung 
auffüllen. Die Forderung gegen das Ver-
sicherungsunternehmen auf Zahlung 
der vereinbarten Berufsunfähigkeitsren-
te, die ratierliche Anpassung der Ren-
tenleistung und die Übernahme der 
laufenden Beitragszahlung im Rahmen 
der Beitragsbefreiung bei Eintritt der 
Berufsunfähigkeit müssen als Forderung 
in die Bilanz eingestellt werden. Nach-
dem der Barwert der Forderung unter 
Berücksichtigung der maximalen Leis-
tungsdauer und einem marktnahen 
Zins ermittelt werden muss, kann der 
zu aktivierende Barwert den Barwert 
der Versorgungsverpflichtungen signifi-
kant übersteigen und im Einzelfall eine 
Steuerschuld des Unternehmens aus-
lösen (FG Schleswig-Holstein, Urteil 1 
K 186/04 vom 25. Juni 2008, BFH, 
Urteil I R 67/08 vom 10. Juni 2009).

Sofern eine, zum Beispiel in Zeiten einer 
Banken- und Wirtschaftskrise, dünne Fi-
nanzdecke des Unternehmens infolge 
eines möglichen Versorgungsfalls wegen 
Invalidität weiter geschwächt werden 
könnte, sollten Alternativen in Erwägung 
gezogen werden. Eine davon wäre bei-
spielsweise die Rückdeckungsversiche-
rung so zu gestalten, dass über eine lau-
fende Rente hinaus, eine einmalige Leis-
tung bei Berufsunfähigkeit geleistet wird. 
Mit dieser zusätzlichen Leistung kann im 
Falle der Berufsunfähigkeit eine, wie im 
vorigen Absatz beschriebene eventuelle 
Steuerschuld, beglichen werden.

II. Pensionsverpflichtung 
ausfinanzieren oder auslagern?

Aufgrund der Belastung der neuen 
Handelsbilanz mit erhöhten Pensions-

rückstellungen (siehe auch Schrehardt: 
„Sind Pensionszusagen Zeitbomben  
in der Handelsbilanz?“, V&S 12/2009, 
Seite 22 ff.) wird in vielen Unterneh-
men beziehungsweise von den zustän-
digen Steuerkanzleien eine „Bilanzbe-
reinigung“ angestrebt. Die von vielen 
Beratern in diesem Zusammenhang als 
Königsweg postulierte Auslagerung der 
Pensionsverpflichtungen auf einen Pen-
sionsfonds und/oder eine Unterstüt-
zungskasse ist ein gangbarer, aber si-
cherlich nicht pauschal zu generalisie-
render Lösungsansatz. Eine individuelle, 
rückblickende Prüfung des Einzelfalls ist 
unerlässlich; hierbei sollte immer auch 
eine inhaltliche Prüfung der Versor-
gungszusage, eventueller Nachträge 
und der flankierenden Gesellschafter-
beschlüsse erfolgen. Als weiterer Grund 
für die Bilanzbereinigung wird die im 
folgenden Kapitel behandelte mangeln-
de Ausfinanzierung der Versorgungszu-
sagen angeführt.

Mangelhafte Ausfinanzierung

Während die versicherungsförmige Ab-
sicherung von Versorgungsleistungen 
im Todes- oder Invaliditätsfall in der Re-
gel kongruent erfolgt, wurde die Rück-
deckung von Altersrenten, insbesonde-
re bei älteren Pensionszusagen, oftmals 
auf den steuerlichen Barwert nach § 6a 
EStG der Versorgungsverpflichtung ab-
gestellt. Vor allem bei gehaltsbezogenen 
Pensionszusagen mit einem gleichblei-
benden Gehaltstrend und einer garan-
tierten Anpassung der Altersrenten fal-
len das vorhandene Rückdeckungsver-
mögen, das heißt die Kapitalleistung 
der Rückdeckungsversicherung zum 
Vertragsablauf, und der tatsächliche, für 
die Ausfinanzierung der Versorgungsver-
pflichtungen erforderliche Kapitalbedarf, 
regelmäßig auseinander. Eine zuneh-
mende Lebens- und damit Rentener-
wartung der Versorgungsberechtigten, 
aber auch ein veränderter Kapitalmarkt 
mit deutlich reduzierten Zinserträgen in 
den letzten 20 Jahren, haben die Situ-
ation weiter verschärft. Finanzierungs-
lücken in sechsstelliger Höhe sind in 
der Folge keine Seltenheit und stellen 
vor allem kleine Kapitalgesellschaften 
oftmals vor schwierige und in nicht we-
nigen Fällen unlösbare Herausforderun-
gen bei der Einlösung ihrer Versor-
gungsversprechen. Sofern für eine 
Ausfinanzierung der zugesagten Versor-
gungsleistungen noch ausreichend Zeit 
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leistungen durch den Versorgungsbe-
rechtigten die verdeckte Einlage auf die 
erdienten, unverfallbaren Versorgungs-
anwartschaften beschränken. Vor dem 
Hintergrund dieser gegensätzlichen 
Auslegung der erforderlichen Verfah-
rensweise sollte vor einem eventuellen 
Verzicht auf noch nicht erdiente Versor-
gungsleistungen eine rechtsverbindliche 
Auskunft beim zuständigen Betriebs-
stättenfinanzamt eingeholt werden.

Versorgungsansprüche abfinden

Eine mögliche Alternative zu einem Teil-
verzicht auf den future service einer 
Pensionszusage stellt sich mit der Ab-
findung der Versorgungsleistungen zum 
Renteneintritt des Versorgungsberech-
tigten. So kann das Unternehmen mit 
dem Versorgungsberechtigten eine Ab-
findungsvereinbarung treffen, die zum 
Beispiel auf den steuerrechtlichen Bar-
wert nach § 6a EStG der Versorgungs-
verpflichtung abgestellt wird (BFH, Urteil 
I R 12/07 vom 5. März 2008); eine 
Abfindung der erworbenen Versor-
gungsanwartschaften beziehungsweise 
-leistungen mit einem Kapitalwert klei-
ner dem Teil- beziehungsweise Barwert 
nach § 6a EStG der Versorgungsver-
pflichtung wird indes als verdeckte Ein-
lage gewertet (FG Münster, Urteil 9 K 
319/02 K vom 23. März 2009). Die 
Vereinbarung einer auf dem steuer-
rechtlichen Barwert basierenden Kapi-
talabfindung reduziert in vielen Fällen 
die finanzielle Belastung für das Unter-
nehmen, führt aber beim Versorgungs-
berechtigten zu einem in der Regel 
hohen Einmalzufluss mit nachfolgend 
hoher Steuerschuld. Eine Minderung 
der Steuerschuld des Versorgungsbe-
rechtigten kann unter Umständen in 
Abhängigkeit von der Höhe der Kapital-
abfindung beziehungsweise der Höhe 
weiterer Einkünfte durch Anwendung 
der „Fünftelregelung“ für Einkünfte aus 
mehrjähriger Tätigkeit abgemildert wer-
den (§ 34 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 4 
EStG); bei dem Zusammentreffen sehr 
hoher Kapitalabfindungen mit anderen 
Einkunftsarten kann der steuersenken-
de Effekt der „Fünftelregelung“ jedoch 
verpuffen.

Auslagerung auf einen 
Pensionsfonds

Sofern ein Unternehmen eine Bilanz-
verkürzung anstrebt, können Versor-

zur Verfügung steht, können neben ei-
ner ergänzenden versicherungsförmi-
gen Rückdeckung auch alternative 
Rückdeckungsinstrumente geprüft und 
gegebenenfalls eingesetzt werden.

Verzicht führt zur 
verdeckten Einlage

Nach langen Jahren einer Vogel-Strauß-
Politik sehen sich viele Geschäftsleitun-
gen mit hohen und nicht einlösbaren 
Zahlungsverpflichtungen konfrontiert. 
Die über Jahrzehnte aufgebauten und 
in der neuen Handelsbilanz nunmehr 
realitätsnah auszuweisenden Versor-
gungsverpflichtungen können nicht nur 
eine Fremdkapitalbeschaffung erschwe-
ren oder verhindern, in vielen Fällen 
stehen unzureichend ausfinanzierte Ver-
sorgungslasten auch einem Unterneh-
mensverkauf, einer Firmenfusion, der 
Aufnahme von neuen Geschäftspartnern 
oder einer Nachfolgeregelung entgegen. 
Vor allem bei rentennahen Versorgungs-
anwärtern kann sich ein Handlungsdruck 
aufbauen, der oftmals in wirtschaftliche 
Fehlentscheidungen einmündet. Ein vor-
eiliger Verzicht auf bereits erdiente Pen-
sionsleistungen durch zum Beispiel den 
Gesellschafter-Geschäftsführer entlastet 
vielleicht das Unternehmen, führt aber 
im Umkehrschluss zu einer Abstrafung 
des Versorgungsberechtigten. Der Ver-
zicht auf unverfallbare Versorgungsan-
wartschaften wird von Finanzbehörden 
als verdeckte Einlage im Unternehmen 
gewertet, führt aber für das Unterneh-
men bei Auflösung der Pensionsrückstel-
lungen infolge einer außerbilanziellen 
Korrektur zu keiner Gewinnerhöhung, 
sofern der Teilwert der verdeckten Ein-
lage den aufzulösenden Pensionsrück-
stellungen entspricht.

Im Gegensatz dazu führt der Verzicht 
beim Versorgungsberechtigten zum Zu-
fluss von Arbeitslohn in Höhe der  
Wiederbeschaffungskosten für die Pen-
sionsleistungen, basierend auf dem Teil-
wert der unverfallbaren Versorgungsan-
wartschaften (BFH, Urteil I R 58/93 vom 
15. Oktober 1997) und nachfolgender 
Steuerschuld. Ein genereller Verzicht auf 
bereits erworbene Versorgungsanwart-
schaften sollte vor diesem Hintergrund 
möglichst vermieden werden. 

Verzichtet zum Beispiel ein Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer für die Dauer einer 
wirtschaftlichen Krisensituation seines 

Unternehmens auf seine Geschäftsfüh-
rerbezüge, so kann eine auf die Aktiv-
bezüge abgestellte beziehungsweise 
mit diesen verknüpfte Pensionszusage 
(gehaltsabhängige Pensionszusage) 
dennoch für die Dauer der Unterneh-
menskrise fortgeführt werden; bei die-
sem Tatbestand kann im Einzelfall das 
Vorliegen einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung ausgeschlossen werden (FG 
Schleswig-Holstein, Urteil 1 K 3/05 vom 
11. Februar 2010). Nach herrschender 
Meinung (vergleiche Keil/Prost, „Ver-
zicht von Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rern auf den future service von beste-
henden Pensionszusagen“, Der Betrieb, 
23. April 2010, Seite 868) müsste bei 
der Prüfung eines möglichen Verzichts 
auf Pensionsleistungen zwischen be-
reits erworbenen, das heißt unverfall-
baren Versorgungsanwartschaften (past 
service) und in den kommenden Jah-
ren des Arbeits- beziehungsweise 
Dienstverhältnisses noch zu erwerben-
den Versorgungsleistungen (future ser-
vice) unterschieden werden. 

Möglichkeit eines 
Teilverzichts prüfen

Während der Verzicht auf den soge-
nannten past service regelmäßig zu 
einer verdeckten Einlage beziehungs-
weise einer Steuerschuld des Versor-
gungsberechtigten führt (sofern der 
Verzicht werthaltig ist), ging man bislang 
davon aus, dass der Verzicht auf noch 
nicht erdiente Versorgungsleistungen 
(future service) keine steuerrechtlichen 
Folgen auslöst. Diese bislang praktizier-
te Regelung wurde im Fall des Gesell-
schafter-Geschäftsführers vom Finanz-
ministerium Nordrhein-Westfalen nun-
mehr abschlägig beschieden (Erlass 
vom 17. Dezember 2009), das heißt 
das Finanzministerium stufte den  
Verzicht eines Gesellschafter-Geschäfts-
führers auf noch nicht erdiente Ver-
sorgungsleistungen (future service) 
ebenfalls als verdeckte Einlage im  
Un ternehmen mit dem daraus resultie-
renden steuerpflichtigen Zufluss von 
Arbeitslohn ein. Dieser Rechtsauffas-
sung stehen einige aktuelle Verfügun-
gen (OFD Karlsruhe vom 17. Septem-
ber 2010, OFD Frankfurt vom 10. Sep-
tember 2010 und OFD Magedeburg 
vom 2. September 2010) entgegen, die 
eine Unterscheidung zwischen past 
service und future service zulassen und 
im Falle eines Verzichts auf Pensions-
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gungsanwartschaften und laufende 
Versorgungsverpflichtungen auf einen 
Pensionsfonds (§ 4e Abs. 3 EStG in 
Verbindung mit § 3 Nr. 66 EStG) bezie-
hungsweise eine Unterstützungskasse 
(§ 4d Abs. 3 EStG in Verbindung mit § 
3 Nr. 66 EStG) ausgelagert werden. Die 
oftmals pauschal postulierte Kostenre-
duzierung in Verbindung mit einer  
Auslagerung von Versorgungsanwart-
schaften/-leistungen auf einen Pensi-
onsfonds beziehungsweise eine Unter-
stützungskasse kann nicht bestätigt 
werden. Vielmehr können durch Wahl 
nicht versicherungsförmiger Durchfüh-
rungswege eventuell erforderliche Zah-
lungsverpflichtungen verschoben oder 
durch unrealistische Hochrechnungen 
„schöngerechnet“ werden. Die für ein 
Unternehmen möglichen Vorteile einer 
Auslagerung von Versorgungsanwart-
schaften beziehungsweise laufender 
Versorgungsleistungen auf einen Pen-
sionsfonds beziehungsweise eine Un-
terstützungskasse sind unbestritten; 
eine wundersame Kostenreduktion bei 
einem gleichzeitigem Haftungsaus-
schluss des Trägerunternehmens kann 
indes nicht erreicht werden.

Bei der Auslagerung von Pensions-
verpflichtungen muss zwischen unver-
fallbaren und zu erdienenden Versor-
gungsanwartschaften sowie laufenden 
Versorgungsleistungen unterschieden 
werden. 

Versorgungsanwärter – 
Änderung der Einkunftsart 

Die vom Versorgungsanwärter bereits 
erworbenen Ansprüche auf Pensions-
leistungen (past service), aber auch 
laufende Versorgungsverpflichtungen 
gegenüber Versorgungsempfängern, 
können gegen Zahlung eines Einmal-
beitrages auf einen Pensionsfonds 
übertragen werden. Der Einmalbeitrag 
kann im Jahr der Übertragung vom Trä-
gerunternehmen bis zur Höhe der auf-
zulösenden Pensionsrückstellung (vgl. 
§ 4 e EStG) als Betriebsausgabe gel-
tend gemacht werden. Der den Wert 
der aufzulösenden Pensionsrückstellung 
übersteigende Beitragsanteil muss in 
den auf das Jahr der Auslagerung fol-
genden zehn Wirtschaftsjahren pro rata 
als Betriebsausgaben verteilt werden. 
Die Pensionsrückstellungen können im 
Jahr der Auslagerung gewinnerhöhend 
aufgelöst werden. Neben der Bilanzver-

kürzung ist ein weiterer Vorteil einer 
Auslagerung von Pensionsverpflich-
tungen/-leistungen in einer signifikan-
ten Reduzierung der Beitragszahlungen 
an den Pensions-Sicherungs-Verein  
e. V. zu sehen; hiervon sind allerdings 
nur Versorgungsverpflichtungen gegen-
über Versorgungsanwärtern beziehungs-
weise -empfängern, die unter dem 

Schutz des Betriebsrentengesetzes ste-
hen, betroffen (siehe Kasten).

Bei der Auslagerung von Versorgungs-
verpflichtungen auf einen versiche-
rungsförmigen oder nicht versiche-
rungsförmigen Pensionsfonds müssen 
nicht nur die möglichen Folgen für das 
Unternehmen, sondern auch Änderun-

Versicherungsförmiger kontra nicht versicherungsförmiger Pensionsfonds

Bei der Auslagerung von Versorgungsanwartschaften und laufenden Versor-
gungsleistungen auf einen Pensionsfonds kann das Trägerunternehmen zwi-
schen einem versicherungsförmigen und einem nicht versicherungsförmigen 
Pensionsfonds wählen. Während die Versorgungsverpflichtungen des Trägerun-
ternehmens in einem versicherungsförmigen Pensionsfonds wahlweise kon-
gruent, das heißt basierend auf garantierten tariflichen Leistungen, oder unter 
Einbeziehung der laufenden Gewinnbeteiligungen abgebildet werden können, 
können einige vertragliche Rahmenbedingungen beim nicht versicherungsför-
migen Pensionsfonds vom Trägerunternehmen definiert werden. So kann beim 
nicht versicherungsförmigen Pensionsfonds mithilfe der „Stellschrauben“ fiktiver 
Rechnungszins, Sterbetafeln und Beitragsreservepolster der vom Trägerunter-
nehmen für die Auslagerung der Versorgungsverpflichtungen zu entrichtende 
Beitrag variiert werden. Mit der Wahl eines fiktiv angenommenen, höheren 
Zinssatzes von zum Beispiel fünf Prozent kann somit der Einmalbeitrag an den 
Pensionsfonds reduziert werden.

Zur Vermeidung von Deckungslücken bei der Finanzierung der zugesagten 
Versorgungsleistungen hat der Gesetzgeber nicht nur eine regelmäßige Kon-
trolle der wirtschaftlichen Situation des Pensionsfonds, sondern auch für den 
Fall der finanziellen Unterdeckung eine Nachschusspflicht des Trägerunterneh-
mens verfügt (§ 115 Abs. 2a VAG). In der Praxis bedeutet dies, dass das Un-
ternehmen im Fall einer finanziellen Unterdeckung des Pensionsfonds weitere 
Beitragszahlungen leisten muss. Eine Beitragskalkulation auf der Grundlage 
eines euphorisch definierten Zinssatzes kann somit sehr schnell als Nachhaf-
tungsbumerang zu dem seine Versorgungsverpflichtungen auslagernden  
Unternehmen zurückkehren. Sofern das Trägerunternehmen dann die erfor-
derlichen Zusatzbeiträge nicht leisten kann, werden die dem Versorgungsbe-
rechtigten zugesagten Pensionsleistungen auf der Grundlage des vorhandenen 
Deckungskapitals und eines garantierten Rechnungszinses reduziert (vgl. Höfer, 
Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung Band I Arbeitsrecht). 
Für die nicht mehr finanzierten Versorgungsleistungen müssen ab diesem Zeit-
punkt Pensionsrückstellungen in der Handelsbilanz ausgewiesen werden  
(§ 249 Abs. 1 HGB). In der Steuerbilanz des Unternehmens ist für die finan-
ziell nicht mehr bedeckten Versorgungsverpflichtungen jedoch aufgrund des 
Verbotes der Doppelfinanzierung kein Ausweis von Pensionsrückstellungen 
mehr möglich (BFH, Urteil VIII R 14/01 vom 16. Dezember 2002; FG Münster, 
Urteil 9 K 1660/05 vom 26. August 2008).

Unter Würdigung möglicher Nachschussverpflichtungen des Trägerunterneh-
mens sollten bei Auslagerung von Versorgungsverpflichtungen auf einen nicht 
versicherungsförmigen Pensionsfonds ein angemessener Rechnungszins und/
oder ein Beitragsreservepolster gewählt werden. Sofern das für die Ausfinan-
zierung der Versorgungsverpflichtungen vorhandene Deckungskapital den tat-
sächlichen finanziellen Bedarf übersteigt, das heißt im Falle einer Überdeckung, 
kann das überschießende Deckungskapital an das Trägerunternehmen ausge-
kehrt werden. Mit zunehmender Kollektivgröße und einem Mix aus Versor-
gungsanwärtern und Leistungsempfängern reduziert sich für das Trägerunter-
nehmen das Risiko einer möglichen Nachschusspflicht, da sogenannte Sterbe- 
und Fluktuationsgewinne einkalkuliert werden können. 
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mit einer Auslagerung in nicht versiche-
rungsförmige Durchführungswege ver-
bundenen Gestaltungsmöglichkeiten 
bieten dem Trägerunternehmen jedoch 
wirtschaftliche Chancen für eine kos-
tenreduzierte Ausfinanzierung seiner 
Versorgungsverpflichtungen. 

Diesen Vorteilen an Flexibilität und po-
tenzieller Kostenersparnis steht regel-
mäßig jedoch eine mögliche Beitrags-
nachschusspflicht bei finanzieller Unter-
deckung entgegen. Vor einer möglichen 
Auslagerung sollten daher eine Neuord-
nung der Pensionszusage beziehungs-
weise der Finanzierungsinstrumente 
geprüft und für den Fall einer Entschei-
dung zugunsten einer Auslagerung von 
Versorgungsverpflichtungen gegenüber 
Einzelpersonen oder kleinen Kollektiven 
eine kongruente, versicherungsförmige 
Rückdeckung der Versorgungsverpflich-
tungen vorrangig in Erwägung gezogen 
werden. Ist die geplante Auslagerung von 
Pensionsverpflichtungen durch einen 
anstehenden Unternehmensverkauf oder 
eine Nachfolgeregelung motiviert, wird 
der Nachweis einer kongruenten Rück-
deckung der Versorgungsverpflichtungen 
weitaus schwerer wiegen als der gewähl-
te Durchführungsweg.

Pensionszusage belassen  
und rückdecken

Neben der als Königsweg angepriese-
nen Auslagerung besteht jedoch auch 
die Möglichkeit, den Durchführungsweg 
Pensionszusage zu belassen und diese 
ausreichend rückzudecken. Bei einer 
entsprechenden insolvenzfesten Reser-
vierung des Finanzierungsinstruments 
für die Pensionsverpflichtungen (zum 
Beispiel Verpfändung einer Rückde-
ckungsversicherung) müssen die Rück-
stellungen mit den Aktivwerten saldiert 
werden. Dies führt zu einer Bilanzver-
kürzung und zur Erhöhung der Eigen-
kapitalquote. 

Ein weiterer Vorteil der Sanierung einer 
bestehenden Pensionszusage ist ge-
genüber einer Auslagerung der Pensi-
onsverpflichtungen darin zu sehen, dass 
man im nach wie vor flexibelsten 
Durchführungsweg der betrieblichen 
Altersversorgung bleibt. Des Weiteren 
entsprechen die aufzuwendenden Mit-
tel bei einer kongruenten Absicherung 
der zugesagten Versorgungsleistungen 
denen einer Auslagerung. V&S

gen für die Versorgungsanwärter und 
Leistungsempfänger geprüft werden. 
Während aus der Übertragung von lau-
fenden Versorgungsleistungen auf ei-
nen Pensionsfonds für die Leistungs-
empfänger keine Änderung der Art der 
Einkünfte resultiert, führt eine Übertra-
gung von Pensionsanwartschaften auf 
einen Pensionsfonds zu einer Änderung 
der Einkunftsart bei den Versorgungs-
anwärtern. Versorgungsleistungen aus 
einer Pensionszusage des Arbeitgebers 
beziehungsweise von einer Unterstüt-
zungskasse werden den Einkünften aus 
nichtselbstständiger Tätigkeit (§ 19 
EStG) zugerechnet; hingegen zählen 
Versorgungsleistungen eines Pensions-
fonds zu den Arten der sonstigen Ein-
künfte (§ 22 Nr. 5 EStG). Mit dem 
Wandel der Einkunftsart zu den Arten 
der sonstigen Einkünfte verliert der Ar-
beitnehmer den Anspruch auf den Ver-
sorgungsfreibetrag und den Zuschlag 
zum Versorgungsfreibetrag im Sinne 
von § 19 Abs. 2 Satz 3 EStG. Nachdem 
sich der Versorgungsfreibetrag bezie-
hungsweise der Zuschlag zum Versor-
gungsfreibetrag in Abhängigkeit vom 
Jahr des Erstrentenbezugs bemisst und 
bis zum Jahr 2040 schrittweise auf null 
reduziert wird, werden junge Versor-
gungsanwärter von diesem mit dem 
Wandel der Einkunftsart verbundenen 
Nachteil entweder gar nicht oder nur 
geringfügig berührt. Im Fall von renten-
nahen Versorgungsanwärtern können 
die steuerlichen Nachteile für den Ar-
beitnehmer durchaus signifikant sein.

Mit der Auslagerung von Pensionsan-
wartschaften in einen Pensionsfonds  
ist somit für Versorgungsanwärter ein 
Wechsel der Einkunftsart verbunden. Im 
Gegensatz dazu bleibt bei einer Über-
tragung von laufenden Versorgungsleis-
tungen die Einkunftsart des Leistungs-
empfängers sowie der Vorteil aus dem 
Versorgungsfreibetrag beziehungsweise 
dem Zuschlag zum Versorgungsfreibe-
trag unberührt.

Auslagerung auf eine U-Kasse

Während unverfallbare Versorgungsan-
wartschaften (past service) im Rahmen 
einer Auslagerung üblicherweise auf 
einen Pensionsfonds übertragen wer-
den, können die vom Arbeitnehmer 
noch zu erdienenden Versorgungsan-
wartschaften (future service) über eine 
Unterstützungskasse abgesichert wer-

den. Für die Finanzierung der Versor-
gungsverpflichtungen stehen dem Trä-
gerunternehmen beim Durchführungs-
weg Unterstützungskasse alternativ die 
Möglichkeiten der Pauschaldotierung 
oder versicherungsförmigen Rückde-
ckung zur Verfügung (siehe auch: 
Pröbstl/Schrehardt „Unterstützungskas-
se als bAV-Versorgungsinstrument“, V&S 
9/2009, Seite 42 ff.). Müssen die Bei-
tragszuwendungen an eine pauschal 
dotierte Unterstützungskasse bei Ein-
richtung der Zusage in Abhängigkeit von 
den zugesagten Versorgungsleistungen 
und bei Eintritt des Versorgungsfalls in 
Abhängigkeit vom Alter und Geschlecht 
des Versorgungsberechtigten sowie der 
Höhe der laufenden Leistungen erfol-
gen, so entsprechen die Zuwendungen 
des Trägerunternehmens an eine rück-
gedeckte Unterstützungskasse den lau-
fenden Beiträgen für eine versiche-
rungsförmige Rückdeckung der Versor-
gungsverpflichtungen.

Vor- und Nachteile 
der Auslagerung

Vor allem bei Versorgungszusagen an 
einzelne Personen oder an kleine Ar-
beitnehmerkollektive wird der rückge-
deckten Unterstützungskasse in der 
Regel der Vorzug gegeben, zumal eine 
kongruente und damit für das Trägerun-
ternehmen haftungsminimierte Absi-
cherung der zugesagten Versorgungs-
leistungen möglich ist. Im Gegensatz 
zur Übertragung von Versorgungsan-
wartschaften auf einen Pensionsfonds 
verbindet sich die Übertragung des „fu-
ture service“ auf eine Unterstützungs-
kasse nicht mit einem Wechsel der 
Einkunftsart. Neben der Abbildung des 
„future service“ können auch laufende 
Versorgungsleistungen auf eine Unter-
stützungskasse übertragen werden. 

Die vor dem Hintergrund des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes moti-
vierte Auslagerung von betrieblichen 
Versorgungsverpflichtungen auf einen 
Pensionsfonds und/oder eine Unter-
stützungskasse stellt ein wichtiges und 
sicherlich in vielen Fällen sinnvolles  
Instrument für eine Bilanzbereinigung 
beziehungsweise -verkürzung dar. In 
keinem Fall wird die Auslagerung von 
Pensionsanwartschaften und -leistun-
gen für das Trägerunternehmen zu ei-
ner Auffüllung eventueller Deckungslü-
cken ohne Eigenaufwand führen. Die 


